
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

wenn der Nachbar früher bauen wollte, hieß es: „Warte, ich helfe dir.“ Heute heißt es: „Warte! Dir werde ich helfen!“ Viel- 
leicht sollten wir wieder zum: „Ich helfe dir“ finden?

Zunächst mussten wir lernen: „Kein Bauen ohne Beschluss!“ Das hat der Gesetzgeber auch so gesehen und in § 20 Abs. 1 
WEG so vorgegeben. Die Wohnungseigentümer sollten somit über alle baulichen Veränderungen des gemeinschaftlichen 
Eigentums in der Versammlung informiert werden. Der bauwillige Wohnungseigentümer sollte durch den legitimierenden 
Beschluss Rechtssicherheit gewinnen (BT-Drs. 19/18791, S. 62). 

Der Weg ist also vorgegeben: Der bauwillige Wohnungseigentümer muss einen Gestattungsbeschluss herbeiführen, ehe er 
mit der Baumaßnahme beginnt. Folgerichtig kann er bei fehlendem Gestattungsbeschluss einem Unterlassungsanspruch 
der Wohnungseigentümergemeinschaft (WEG) nicht unter Berufung auf Treu und Glauben entgegenhalten, dass ihm ein 
Gestattungsanspruch zustehe (BGH, IMR 2023, 234). Der BGH führt als Begründung dafür auch an, dass andernfalls „der 
Verstoß gegen Beschlusszwang und Vorbefassungsgebot (…) folgenlos bliebe.“ Bei aufmerksamer Lektüre dieser Ent-
scheidung findet der geneigte Leser den neuen Weg bereits vorgegeben. „Einer Entscheidung, wie zu verfahren ist, wenn  
der bauwillige Wohnungseigentümer während des Unterlassungsprozesses eine Beschlussersetzungsklage gegen die WEG 
erhebt, bedarf es nicht. Die Beklagten haben eine solche Klage nicht erhoben.“ Ebenso lag der Fall, über den der BGH mit Urteil 
vom 21.03.2025 (IMR 2025, 219) entschieden hat. Auch in diesem war keine Widerklage auf Beschlussersetzung erhoben. 
Der 3. Leitsatz dieses Urteils lautet: „Wird ein Wohnungseigentümer auf Unterlassung oder Beseitigung einer baulichen 
Veränderung in Anspruch genommen und verlangt er im Wege der Widerklage, einen Beschluss über die Gestattung der 
baulichen Veränderung zu ersetzen, steht der Widerklage das Gebot der Vorbefassung regelmäßig nicht entgegen.“ Auch 
dabei handelt es sich um ein obiter dictum! Das gilt nicht für das Urteil vom 12.06.2026 (S. 382). In diesem Fall war die 
Widerklage auf Beschlussersetzung erhoben. Der BGH bestätigt den in den beiden vorgenannten Urteilen eingeschlagenen 
Weg. Folge davon ist bereits jetzt: Bauwillige Wohnungseigentümer bauen. Sofern die WEG dagegen mit Unterlassungs- 
oder Beseitigungsklage vorgeht, wird Widerklage auf Beschlussersetzung erhoben. Der Einwand fehlender Vorbefassung 
wird – unter Hinweis auf BGH – nicht gehört. Die vollständige Diskussion über die Frage einer relevanten Beeinträchtigung 
wird von der Eigentümerversammlung in den Gerichtssaal verlegt. Ob dieses Ergebnis vom Gesetzgeber – oder auch vom 
BGH – gewollt ist, mag bezweifelt werden.

Ganz im Sinne des oben zitierten „Warte, ich helfe dir“ ist das Urteil des BGH vom 17.07.2026 (S. 362) zu sehen, wonach 
nicht jede nicht ganz unerhebliche Beeinträchtigung einen Anspruch auf Gestattung einer baulichen Veränderung 
zu Fall bringen kann. Mit dem entgegenstehenden Verständnis wurden in der Vergangenheit viele sinnvolle bau- 
liche Veränderungen verhindert. Der Praktiker weiß, dass in vielen Fällen nicht die „Beeinträchtigung“ durch die bauliche 
Veränderung Grund für deren Versagung ist, sondern vollständig andere Animositäten zwischen den am Streit beteiligten 
Wohnungseigentümern.

Aus der Hitze Münchens grüßt Sie herzlich
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